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Vernehmlassung zum Ausländer- und Integrationsgesetz (AuIG) 

 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Wir bedanken uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme, die wir gerne wie folgt wahrnehmen: 

1 Grundsätzliche Bemerkungen 

Die SP Schweiz begrüsst die Ausweitung des bisherigen Ausländerinnen und Ausländergesetzes 
(AuG) in ein Ausländer- und Integrationsgesetz (AuIG) ausdrücklich. Damit wird der grossen 
Bedeutung der Integration in der Migrationspolitik der Schweiz Rechnung getragen. Die SP Schweiz 
hatte in diversen Vorstössen in den vergangenen Jahren immer wieder eine Integrationsoffensive 
gefordert und ist mit der jetzt vorliegenden Umsetzung ihrer Fraktionsmotion 06.3765 „Aktionsplan 
Integration“ grösstenteils zufrieden, wenn auch noch verschiedene Optimierungsmöglichkeiten 
bleiben, auf die weiter unten näher hingewiesen wird. 

Zielführend ist aus Sicht der SP Schweiz der gewählte Regelstrukturansatz – Integration findet primär 
im Alltag und seinen Strukturen statt. Besonders positiv hervorzuheben ist das geplante 
flächendeckende Erstgespräch im Sinne einer Willkommenskultur – wenn dies konsequent 
umgesetzt wird, trägt es viel dazu dabei, dass die Chancen der ersten Aufenthaltsmonate besser als 
heute genutzt werden können. Ebenfalls wichtig ist aus Sicht der SP Schweiz, dass mit Art. 58 Abs. 3 
eine gewisse Rechtssicherheit geschaffen wird – wer die vier definierten Integrationskriterien erfüllt, 
gilt als gut integriert. 

Ein grosses Manko hingegen ist die nach wie vor ungenügende Finanzierung der vorgeschlagenen 
Massnahmen. Die tripartige Agglomerationskonferenz von Bund, Kantonen und Gemeinden (TAK) 
fordert in ihrem Bericht von 2009 eine Erhöhung der Mittel für die spezifische Integrationsförderung 
um jährlich 130 Mio. Franken. Diese setzen sich gemäss S. 23 des Berichts wie folgt zusammen: 
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Wir verzichten darauf, die Möglichkeiten der Verstärkung des Diskriminierungsschutzes hier einzeln 
aufzuführen – die Vorschläge sind seit Jahren bekannt, es braucht nur die Bereitschaft, sie aus der 
Schublade zu nehmen. 

 

2 Kommentar zu den wichtigsten Bestimmungen 

Die nachfolgenden Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen sind als Ergänzung zum Fragebogen 
im Anhang zu verstehen, in welchem die Fragen nur mit ja oder nein beantwortet werden können. 

Art. 26a Zulassung von Betreuungs- und Lehrpersonen 
Die SP Schweiz ist im Grundsatz damit einverstanden, dass vor dem Hintergrund der 
Mehrsprachigkeit der Schweiz die Beherrschung einer Landessprache als Integrationsanforderung 
grundsätzlich genügen soll. An Betreuungs- und Lehrpersonen können und müssen aber spezielle 
Anforderungen gestellt werden. Die SP Schweiz hält es deshalb für unabdingbar, dass für eine 
Zulassung nicht das Beherrschen irgendeiner Landessprache genügt, sondern dass die betroffenen 
Personen die am künftigen Wohn- und Wirkungsort gesprochene Sprache beherrschen müssen. 
Ansonsten besteht die Gefahr, dass der Zweck dieser Bestimmung nicht erreicht wird. 

Art. 33 Abs. 3 jährliche Prüfung der Integration 
Die SP Schweiz ist etwas skeptisch, ob es wirklich Sinn macht, die Integration bereits nach einem 
Jahr und dann jährlich wieder zu prüfen. Der Aufwand für die Kantone ist beträchtlich und der 
Erkenntnisgewinn in den ersten beiden Jahren wohl mässig. Auf jeden Fall müsste bereits auf der 
Ebene der Formulierung im Gesetz klar verständlich werden, dass die vollen Anforderungen der 
Integrationskriterien nicht schon nach einem Jahr gelten können. Für den Fall, dass an der jährlichen 
Integrationsüberprüfung von Anfang an festgehalten wird, schlägt die SP Schweiz folgende 
Formulierung vor:  

Sie ist befristet und kann verlängert werden, wenn keine Widerrufsgründe nach Art. 62 vorliegen und 
die betroffene Person gemessen an ihrer bisherigen Aufenthaltsdauer und ihren persönlichen 
Voraussetzungen gut integriert ist. 

Art. 34 Abs. 2 Niederlassungsbewilligung 
AusländerInnen und Ausländer, die seit 10 Jahren in der Schweiz leben, sich nichts zu Schulden 
haben kommen lassen und gut integriert sind, sollen nicht am gelegentlich willkürlich ausgeübten 
kantonalen Ermessen scheitern. Ihnen ist deshalb ein Rechtsanspruch auf die Niederlassungs-
bewilligung einzuräumen, wenn sie die materiellen Voraussetzungen erfüllen. Die SP Schweiz schlägt 
deshalb vor, Art. 34 Abs. 2 wie folgt zu formulieren: 

Ausländerinnen und Ausländern wird die Niederlassungsbewilligung erteilt, wenn: 

Art. 42 Abs. 1 lit. b und 42 Abs. 2 
Es ist zweifellos wünschenswert, dass ausländische Ehegatten von Schweizerinnen und Schweizern 
sich möglichst rasch in einer Landessprache verständigen können. Wenn dafür Anreize geschaffen 
werden, ist das sicher richtig. Unklar bleibt allerdings auch nach Lektüre des begleitenden Berichts, 
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welches die Konsequenzen sein sollen, wenn die nachgezogenen Ehegatten sich zwar jeweils wieder 
für ein Sprachförderangebot anmelden, aber nicht ernsthaft um das Erlernen der Sprache bemühen? 
Wird dann die Aufenthaltsbewilligung entzogen oder soll die Bestimmung mehr deklaratorisch 
auffordernden Charakter haben? Problematisch an der Bestimmung ist im ersten Fall, dass damit die 
sogenannte „Inländerdiskriminierung“ gegenüber Staatsangehörigen aus der EU noch vertieft würde. 
Diesen können auf der Grundlage des Freizügigkeitsabkommens keine Vorschriften bezüglich 
Spracherwerb gemacht werden. 

Es ist erstaunlich, dass der Bundesrat den Hinweis des Bundesgerichts an den Gesetzgeber zur 
Beseitigung der Inländerdiskriminierung bei der Gelegenheit der Überarbeitung des Ausländerrechts 
ignoriert hat und diese stattdessen noch verstärkt. Aus Sicht der SP ist klar, dass in Art. 42 Abs. 2 die 
Voraussetzung einer Aufenthaltsbewilligung in einem FZA-Vertragsstaat auf jeden Fall zu streichen 
ist. Für die Frage, ob Art. 42 Abs. 1 lit. b wie vorgeschlagen beibehalten werden soll, bedarf es einer 
sorgfältigen Interessenabwägung im Rahmen der Botschaft. Einerseits wird damit wieder eine neue 
Ungleichbehandlung von SchweizerInnen mit Personen aus einem FZA-Staat geschaffen, anderer-
seits gibt es für die Regelung – anders als bei Art. 42 Abs. 2 – gute Gründe. 

Art. 49a Abs. 3 zwingende Integrationsvereinbarung bei Illetrismus und 
Analphabetismus 
Illetrismus und Analphabetismus sind klare Indikatoren, dass eine gute Integration in der Schweiz auf 
vermehrte Hindernisse stossen wird. Es ist deshalb wichtig, dass betroffene Personen speziell 
unterstützt und nicht einfach sich selbst überlassen werden. Ob der zwingende Abschluss einer 
Integrationsvereinbarung in diesen Fällen der zielführende Weg ist, hängt entscheidend davon ab, ob 
die Integrationsvereinbarung von den Migrationsbehörden eher als unterstützendes oder eher als 
sanktionierendes Instrument eingesetzt wird. Dies gilt im Übrigen ganz grundsätzlich für 
Integrationsvereinbarungen. Die Möglichkeit hierzu wurde bereits 2008 eingeführt und die seither 
gemachten Erfahrungen können mehrheitlich positiv bewertet werden, allerdings nicht durchgehend. 
Die SP Schweiz findet es deshalb richtig, dass die möglichen Inhalte von Integrationsvereinbarungen 
auf Gesetzesstufe skizziert werden und dass ihr Abschluss in Konstellationen, in denen 
Integrationsschwierigkeiten absehbar sind, zwingend sein soll. 

Gleichzeitig ist die SP Schweiz aber auch entschieden der Meinung, dass bei Integrations-
vereinbarungen der fördernde Aspekt klar im Vordergrund stehen muss. Alles andere wäre eine 
unzulässige Vereinnahmung der Integrationspolitik durch die Zulassungspolitik. Es müssen 
realitätsnahe und auf die Voraussetzungen der Betroffenen zugeschnittene Angebote entweder 
unentgeltlich oder zu einem für die Teilnehmenden erschwinglichen Preis zur Verfügung stehen. Erst 
unter dieser Voraussetzung ist es legitim, deren Inanspruchnahme auch zu fordern und hierzu 
nötigenfalls auch etwas Druck aufzusetzen. Dies hilft insbesondere auch Ausländerinnen aus 
patriarchalen Verhältnissen, deren Teilnahme an solchen Angeboten sonst in Frage gestellt ist. Dass 
die Aufenthaltsgenehmigung von totalen Integrationsverweigerern als letzte Konsequenz nicht 
verlängert wird, ist richtig, dies aber nur unter der Voraussetzung, dass es sich bei Vorhandensein 
von adäquaten Angeboten und nach mehrmaligen Verwarnungen um die letzte Konsequenz handelt. 

Sollte sich bei der nun geplanten breiten Anwendung von Integrationsvereinbarungen zeigen, dass 
eher der repressive Charakter im Vordergrund steht, so behält sich die SP Schweiz vor, ihre 
Einschätzung zu revidieren und das Instrument abzulehnen. Das gilt insbesondere im 
Zusammenhang von Illetrismus und Analphabetismus, deren Vorliegen auf verletzliche Personen 
hinweist, die primär besondere Unterstützung und nicht Sanktionen benötigen. 
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Art. 57 Förderbereiche 
Wie die Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen geht auch die SP Schweiz davon aus, dass 
Einheimische und Zugewanderte im Alltag in vielen Belangen die gleichen Rechte und Pflichten 
haben. Die Behörden erwarten von ihnen, dass sie arbeiten, Steuern zahlen und zum Wohlstand des 
Landes beitragen. Wenn es aber um politische Rechte geht, macht die Staatsangehörigkeit oftmals 
den Unterschied. Diese Ungleichbehandlung steht im Widerspruch zur Tatsache, dass 350'000 
Ausländerinnen und Ausländer in der Schweiz geboren und aufgewachsen sind und eine Million 
bereits länger als 10 Jahre in der Schweiz lebt. Sich einbringen und etwas bewirken können 
Ausländerinnen und Ausländer etwa in Vereinen, Elternräten, Kommissionen und anderen 
öffentlichen Institutionen. Ein besserer Einbezug von Ausländerinnen und Ausländern in öffentlichen 
Angelegenheiten stellt deshalb für die SP Schweiz eine zentrale integrationspolitische Forderung dar. 
Sie beantragt deshalb, dass in Art. 57 auch die Förderung der politischen Partizipation als 
Förderbereich erwähnt wird. 

Einen speziellen Akzent möchte die SP Schweiz auch im Bereich der Frühförderung setzen. Diese 
Förderung schafft Chancengleichheit von Anfang an und die hierfür eingesetzten Mittel haben 
deshalb eine ungleich stärkere Hebelwirkung. Die SP Schweiz schlägt deshalb vor, Art. 57 lit. a wie 
folgt zu formulieren: 

a. die Grundkompetenzen, die allgemeinen und beruflichen Kompetenzen der Ausländerinnen 
und Ausländer und speziell derer Kinder sowie ihre Kenntnisse der am Wohnort 
gesprochenen Sprache fördern. 

Einteilung des 8. Kapitels 
Die entsprechende Frage im Fragebogen entspricht nicht der Einteilung im Vorentwurf. Die SP 
Schweiz würde es begrüssen, wenn die Bedeutung des Beitrags der Arbeitgeber mit einem eigenen 
Abschnittstitel deutlich gemacht würde. Allerdings müsste dann dieser Beitrag auch entsprechend 
ausgestaltet werden (vergleiche gleich nachstehend). 

Art. 58b Beitrag der Arbeitgeber zur Integration 
Das Ausmass der Migration in die Schweiz richtet sich nach der Nachfrage nach Arbeitskräften durch 
die Wirtschaft. Auch wenn Migration für die ganze Gesellschaft hauptsächlich positive Auswirkungen 
hat, so sind es doch die Arbeitgeber, die am meisten von ihr profitieren. Sie könnten ohne Migration 
wichtige Stellen nicht besetzen und müssten in ihren Unternehmen entsprechend mit Einbussen 
rechnen. Von daher ist es nur folgerichtig, dass sich die Arbeitgeber auch massgeblich an der 
Vermeidung von Risiken beteiligen, die mit Migration immer auch verbunden sind  
– nichtstattfindende Integration ist eines der grössten. Die Erwähnung der Beitragspflicht der 
Arbeitgeber ist ein erster guter Schritt, gleichzeitig aber noch ein völlig ungenügender. 

Die SP Schweiz fordert den Bundesrat auf, bei der Überarbeitung der Vorlage den Beitrag der 
Arbeitgeber zu konkretisieren und sich dabei nicht mit einer Verpflichtung zur Information über 
geeignete Integrationsförderungsangebote zu begnügen. Es ist nicht einzusehen, warum Arbeitgeber 
nicht auch einen substantielleren Beitrag leisten sollten, z.B. in Form von zur Verfügung gestellter 
Arbeitszeit zum Besuch von Integrationsförderungsangeboten. 

Art. 100b Anhörungspflicht EKM 
Die Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen hat sich in den vergangenen Jahren als 
wichtige und zentrale Institution bei migrationspolitischen Fragen etabliert. Diese Bedeutung sollte 
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sich dementsprechend auch in einem zwingenden Beizug in den entsprechenden Debatten 
manifestieren. Die SP Schweiz unterstützt deshalb die Forderung der EKM in deren 
Vernehmlassungsantwort zur Änderung von Art. 100b Abs. 4: 

Die Kommission wird bei Grundsatzfragen der Migrations- und Integrationspolitik angehört. 

Art. 66a Abs. 3 AVIG Ausschluss Ausbildungszuschüsse 
Bei der Unterstützung mit Ausbildungszuschüssen ist es sicher richtig, prioritär jene Personen zu 
unterstützen, die noch über keine in der Schweiz anerkannte Ausbildung verfügen. Weshalb deshalb 
kategorisch all jene Personen, die über einen solchen Abschluss verfügen, von Ausbildungs-
zuschüssen ausgeschlossen sein sollen, ist nicht einsehbar – man soll das eine tun ohne das andere 
zu lassen. Dies gilt umso mehr, als in Abs. 3 auch Personen aufgeführt sind, die drei Jahre 
Ausbildung hinter sich haben, aber keinen Abschluss vorweisen können. Die SP Schweiz lehnt 
deshalb Art. 66 Abs. 3 AVIG in der vorgesehenen Form ab. 

Wir bitten Sie, unsere Anliegen bei der Überarbeitung der Vorlage zu berücksichtigen. 

 

 

Mit freundlichen Grüssen 

SOZIALDEMOKRATISCHE PARTEI DER SCHWEIZ 

 

      

 

Christian Levrat  Carsten Schmidt 
Präsident Politischer Fachsekretär 
 
 
Anhang: ausgefüllter Fragebogen 
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Weiterführende Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen finden sich in der
separaten Vernehmlassungsantwort der SP Schweiz.


